
Antwortschreiben des Gesundheitsreferats vom 16.07.2026 
 
Sehr geehrter Herr Haidary, sehr geehrte Mitglieder des Migrationsbeirats, 
  
ich komme zurück auf den Antrag Nr. 150-23-26 der Vollversammlung des Migrationsbeirats 
vom 13.04.2026 zum Thema „Sicherung und Weiterfinanzierung der Migrationsambulanz der 
Ludwig-Maximilians-Universität München“. In Ihrem o.g. Antrag führen Sie Folgendes aus: 
„Die Migrationsambulanz der LMU sieht sich aktuell aufgrund geplanter Stellenkürzungen und 
eines erheblichen Budgetdefizits des Klinikums der LMU ab 2025 mit einer ernsthaften 
Bedrohung konfrontiert. Die bislang einzige ärztliche Betreuung in Teilzeit ist nur noch bis Mai 
2026 gesichert; eine Nachfolge ist derzeit nicht vorgesehen. Ohne ein deutliches städtisches 
Signal droht die Stilllegung dieses zentralen Versorgungsangebots.“ 
  
Das Gesundheitsreferat (GSR) beantwortet Ihren Antrag unter Einbezug von Stellungnahmen 
der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) sowie 
von Refugio München e.V. wie folgt: 
  
1.    Einsatz für den dauerhaften Erhalt der Migrationsambulanz mit klarer ärztlicher 
Zuständigkeit. 
  
Das GSR hat die Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der LMU mit dem Antrag des 
Migrationsbeirates befasst. Die Klinik schildert den aktuellen Sachstand wie folgt:  
 
Wie im Antrag des Migrationsbeirates zutreffend benannt, sieht sich die Klinik und Poliklinik für 
Psychiatrie und Psychotherapie des LMU-Klinikums mit finanziellen Herausforderungen 
konfrontiert. Diese erfordern strukturelle Maßnahmen und gehen mit personellen 
Veränderungen einher. In diesem Zusammenhang konnte die befristete Anstellung einer Ärztin 
der Ambulanz, die bis Mai 2026 mit 50 % ihrer Arbeitszeit in der migrationsspezifischen 
Sprechstunde eingesetzt war, nicht verlängert werden; die Ärztin ist zum 31.05.2026 
ausgeschieden. Eine Nachbesetzung der Stelle kann aufgrund eines Stellenmoratoriums erst 
mit Verzögerung erfolgen. 
  
Hieraus kann jedoch nicht abgeleitet werden, dass die Migrationsambulanz bzw. die 
migrationsspezifische Sprechstunde geschlossen worden sei. Die Klinik und Poliklinik für 
Psychiatrie und Psychotherapie des LMU-Klinikums behandelt seit jeher Patient*innen mit 
Migrationshintergrund und hat bereits im Jahr 2012 darüber hinaus eine spezielle 
Sprechstunde für diesen Personenkreis eingerichtet. Dieses Angebot war zu keinem Zeitpunkt 
an eine einzelne Person gebunden, sondern wird vom gesamten multiprofessionellen Team 
der Psychiatrischen Institutsambulanz (PIA) getragen. Gerade dieser teambasierte Ansatz 
stellt sicher, dass die im Team vorhandenen Fremdsprachenkenntnisse umfassend 
eingebracht und die Patient*innen möglichst in ihrer jeweiligen Sprache erreicht werden 
können. Das Angebot einer kultursensiblen Sprechstunde bleibt daher auch nach dem 
Ausscheiden der genannten Mitarbeiterin unverändert bestehen. 
 
Personen mit Flucht- oder Migrationsbiografie werden weiterhin - wie alle anderen psychisch 
erkrankten Patient*innen - in der Psychiatrischen Institutsambulanz der LMU behandelt, wenn 
sie die dafür hinterlegten Kriterien erfüllen. Die Institutsambulanzen haben einen spezifischen 
Versorgungsauftrag für Kranke, die wegen der Art, Schwere oder Dauer ihrer Erkrankung 
eines besonderen, krankenhausnahen Versorgungsangebotes bedürfen. Ziel ist es, 
Krankenhausaufnahmen zu vermeiden, stationäre Behandlungszeiten zu verkürzen und 
Behandlungsabläufe zu optimieren. PIA ersetzen nicht die niedergelassene Versorgung und 
stellen keine akute Krisenversorgung dar. Es ist nicht Ziel der Ermächtigung von PIA, neben 
ambulanter außerklinischer Versorgung zusätzliche Angebote im Sinne von Doppelstrukturen 
aufzubauen (siehe https://www.kbv.de/documents/infothek/rechtsquellen/weitere-
vertraege/praxen/pia/Psychiatrische_Institutsambulanzen.pdf). 
 
Die PIA der Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie der LMU steht unter 
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fachärztlicher Leitung, verfügt über ein multiprofessionelles Team aus Ärzt*innen, 
Psycholog*innen, Sozial- und Spezialtherapeut*innen sowie Pflegepersonal. Sie ist Bestandteil 
des ambulanten Versorgungsnetzwerks verschiedener Krankenhausträger in München. Alle 
PIA haben Wartezeiten und können in der Regel keinen unmittelbaren Zugang zu Behandlung 
anbieten. Die Institutsambulanzen verfolgen einen multiprofessionellen Ansatz und bieten 
neben der psychiatrischen und psychotherapeutischen Behandlung auch Psychosoziale 
Unterstützung durch Sozialpädagog*innen und Bezugspflege sowie weitere therapeutische 
Angebote (z.B. Ergo- und Physiotherapie, NADA-Ohrakupunktur, Stimulationsverfahren). 
Neben der PIA bietet die Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie des LMU-
Klinikums eine 24/7 Notfallsprechstunde an. Hier besteht jederzeit die Möglichkeit der 
Vorstellung bei akuten psychischen Krisen. 
  
Menschen mit Migrationsbiografie in München stehen grundsätzlich dieselben Angebote der 
psychiatrischen Versorgung zur Verfügung wie allen Münchner*innen. Unabhängig von 
Herkunft oder Nationalität können sie sich an die PIA wenden. Zugleich ist anzuerkennen, 
dass Menschen mit Migrationsbiografie spezifische Bedarfe haben können und es ihnen aus 
sprachlichen wie kulturellen Gründen erschwert sein kann, die Behandlungsangebote zu 
erreichen oder in Anspruch zu nehmen. Die Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und 
Psychotherapie des LMU-Klinikums ist bemüht, diesen Bedarfen gerecht zu werden, und setzt 
zur kulturellen und sprachlichen Vermittlung sowohl klinikinternes Personal sowie externe 
Sprachmittler*innen ein. 
  
Dem GSR ist bewusst, dass für Personen mit Fluchterfahrung und im Asylverfahren stehende 
Personen häufig die Anforderung hinzukommt, dass zügig eine fachärztliche Diagnostik und 
Begutachtung erfolgen muss, um die psychische Erkrankung im Rahmen des Asylverfahrens 
geltend machen zu können. Diese Anforderung wird im Antrag als „fachärztliche 
Stellungnahmen, die für medizinische, psychosoziale und rechtliche Verfahren entscheidend 
sind“, aufgeführt. Diese Stellungnahmen bzw. Gutachten sind keine Leistung des SGB V und 
in einer PIA oder Klinik daher nicht gegenfinanziert. Die Kosten für die Erstellung der 
Gutachten, die hohen gesetzlichen Anforderungen genügen müssen, sind in der Regel von 
den Betroffenen selbst zu tragen, wozu sie mangels finanzieller Mittel und fehlendem Zugang 
zur Versorgung nicht in der Lage sind. 
  
Die hohen gesetzlichen Anforderungen stellen zudem die begutachtenden Fachärzt*innen vor 
Probleme, weil sich bestimmte Aussagen, etwa zur Behandlungsmöglichkeit im Herkunftsland, 
nicht oder nur auf der Grundlage eines längeren und vertieften Patient*innenkontakts fundiert 
treffen lassen. Diesen erheblichen Missstand können Kliniken und Ambulanzen und auch die 
niedergelassene Versorgung nicht ohne eine angemessene Gegenfinanzierung von 
Begutachtung und Behandlung beheben. Wenn Fachärzt*innen dies in Einzelfällen gleichwohl 
und meist unentgeltlich leisten, wie es in der Vergangenheit auch in der Migrationsambulanz 
der LMU der Fall war, kann daraus weder ein Anspruch noch ein Regelfall abgeleitet werden. 
  
Refugio München e.V. nimmt zur Bedeutung der Migrationsambulanz wie folgt Stellung: 
 
„Die LMU Migrationsambulanz leistet aus Sicht von Refugio München einen bedeutenden 
Beitrag in der ambulanten psychiatrischen Versorgung von Geflüchteten und Personen mit 
Migrationshintergrund. Die Behandlung mit Einsatz von Dolmetschenden und der kultur- und 
kontextsensible Ansatz sind Alleinstellungsmerkmale in der psychiatrischen 
Versorgungslandschaft und ermöglichen Geflüchteten und Migrant*innen Zugang zu einer 
unbedingt notwendigen Gesundheitsversorgung, die ihnen sonst verwehrt bleiben würde. 
Unsere Klient*innen bei Refugio München sind in den allermeisten Fällen durch in der 
Vergangenheit erlebte Traumata so schwer psychisch erkrankt, dass eine multimodale 
Behandlung erforderlich ist. Neben der bei uns angebotenen Psychotherapie und 
Sozialberatung benötigen sie zumeist auch eine stabile, verlässliche und professionelle 
psychiatrische Anbindung. Viele unserer Klient*innen sind daher neben der Behandlung bei 
Refugio München auch in der LMU Migrationsambulanz ambulant psychiatrisch angebunden 
und erhalten so eine leitliniengerechte psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlung. 



Würde die LMU Migrationsambulanz wegfallen, würde das für viele unserer Klient*innen eine 
deutliche Verschlechterung in der Behandlung bedeuten. Eine leitliniengerechte Behandlung 
wäre damit nicht mehr gegeben, da vor allem Klient*innen, die auf Dolmetschende 
angewiesen sind kaum an anderer Stelle angebunden werden könnten. Ohne regelmäßige 
ambulante psychiatrische Behandlung käme es bei einigen Klient*innen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu einer Zunahme der Symptomatik bzw. psychischen Krisen, die dann 
stationär behandelt werden müssten. 
Aus fachlicher Sicht ist es daher eine Notwendigkeit, dass die psychiatrische Versorgung von 
Geflüchteten und Migrant*innen in professioneller kultursensibler Weise mit Einsatz von 
Dolmetschenden in München weiter erhalten und gefördert wird.“ 
  
Der Fachstelle „Migration und Gesundheit“ des GSR zeigt sich immer wieder, dass Menschen 
mit Migrationsbiografie sowie geflüchtete Menschen trotz hohem psychiatrisch-
psychotherapeutischem Behandlungsbedarf keinen Weg in die Regelversorgung 
finden.  Gründe für die geringe Inanspruchnahme liegen unter anderem in Zugangsbarrieren 
wie spezifischer Genehmigungs- und Begutachtungsverfahren für Leistungsbezieher*innen 
nach dem AsylbLG, unklarer Kostenübernahme aufgrund von Wechsel der 
Leistungsberechtigungen (sogenannte Rechtskreiswechsel), Sprachbarrieren, fehlende 
Finanzierung von Dolmetschenden und begrenzten Behandlungsplätzen mit teils langen 
Wartezeiten, insbesondere für Menschen mit komplexen Krankheitsbildern (z.B. nach 
traumatischen Erfahrungen). Angebote wie die Migrationsambulanz der LMU können der 
Zielgruppe durch mehrsprachige und kultursensible Diagnostik und Behandlung den Weg in 
die Regelversorgung erleichtern und Zugangsbarrieren abbauen. Gleichzeitig ist es im Sinne 
der Gesundheitsgerechtigkeit ein wichtiges Ziel die Zugänge zu Angeboten der 
Regelversorgung so niedrigschwellig zu gestalten, dass diese für alle Menschen 
gleichermaßen zugänglich sind.  
  
2.    Gewährleistung der langfristigen finanziellen Absicherung der Ambulanz 
gemeinsam mit dem Freistaat Bayern und dem Klinikum der LMU. 
 
Aufgrund der nicht gegebenen kommunalen Zuständigkeit ist eine finanzielle Absicherung der 
Migrationsambulanz der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des LMU Klinikums durch 
Mittel der Landeshauptstadt München (LHM) nicht möglich. Die fachgerechte psychiatrische 
sowie psychotherapeutische Versorgung von Menschen mit Migrationsbiografie ist der LHM 
jedoch ein großes Anliegen (siehe dazu die Ausführungen unter Punkt 3). 
  
Grundsätzlich zeigt sich hinsichtlich der ambulanten psychiatrischen Versorgungslage in 
München folgendes Bild (Stand 2026): Die Planung der ambulanten psychiatrischen 
Versorgung erfolgt nach den bundesweit einheitlichen Vorgaben der Bedarfsplanungs-
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) durch die Kassenärztliche 
Vereinigung Bayerns (KVB) im Zusammenwirken mit den Landesverbänden der 
Krankenkassen. Gemäß diesen Vorgaben gilt der Planungsbereich München, der mit dem 
Stadtgebiet identisch ist, sowohl in der psychotherapeutischen als auch nervenärztlichen 
Planungsgruppe (Nervenärzt*innen, Neurolog*innen und Psychiater*innen) als überversorgt. 
Inwiefern jedoch die bestehenden Planungsgrundlagen tatsächlich eine bedarfsgerechte 
Versorgung ermöglichen, kann mangels vorliegender Datengrundlage seitens des GSR nicht 
abschließend beurteilt werden. Vor allem vulnerable Patient*innengruppen mit speziellen 
Versorgungsbedarfen könnten von relativer Unterversorgung, d. h. knapper Verfügbarkeit 
besonders spezialisierter Ressourcen, betroffen sein. 
  
3. Verankerung der psychiatrischen Versorgung von geflüchteten Menschen und 
Menschen mit Migrationshintergrund als festen Bestandteil der kommunalen 
Daseinsvorsorge. 
 
Die Förderung von psychischer Gesundheit auf individueller und struktureller Ebene ist eines 
der grundlegenden Ziele des Öffentlichen Gesundheitsdienst (Gesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst, Artikel 7). In ihrer neuen Fachleitlinie „Gesundheitsgerechtigkeit fördern 



und Krisen meistern“ (2026) verankert die LHM explizit das Ziel, eine bedarfs- und 
chancengerechte Prävention und Versorgung für psychische Gesundheit zu gewährleisten. 
Die LHM erkennt dabei die Diversität innerhalb der Gruppe psychisch erkrankter Menschen an 
und setzt sich für die Förderung bedarfsorientierter, zielgruppenbezogener und 
multiprofessioneller Angebote ein. In diesem Kontext sollen auch die spezifischen 
Lebenslagen und Bedürfnisse von Bürger*innen mit einer Migrations- oder Fluchtbiografie 
berücksichtigt werden (siehe Handlungsfeld 4 „Psychische Gesundheit“, Strategie 6, Ziel 6.1). 
  
Aktuell bearbeitet das GSR das Thema der psychiatrischen Versorgung von Menschen mit 
Migrationsbiografie und geflüchteten Personen auf verschiedenen Ebenen: Das Sachgebiet 
„Koordination für Psychiatrie und Suchthilfe“ des GSR befasst sich grundsätzlich mit den 
Themen psychische Gesundheit und psychische Erkrankungen einschließlich der 
Suchterkrankungen sowie deren Behandlung. Die „Fachstelle Migration und Gesundheit“ 
erhebt besondere Bedarfe sowie Zugangsbarrieren und Versorgungslücken für Menschen mit 
Migrations- und/oder Fluchtgeschichte und arbeitet an einer bedarfs- und chancengerechten 
Gesundheitsversorgung in München. In diesem Kontext leitet das GSR verschiedene 
Arbeitskreise (unter anderem den Arbeitskreis „Migration und Gesundheit“ sowie den 
Unterarbeitskreis „Psychiatrie, Psychotherapie und Migration“) mit dem Ziel der Vernetzung, 
Koordination und Kooperation verschiedener Akteur*innen der Münchner 
Versorgungslandschaft. 
  
Darüber hinaus werden Fördermittel des GSR gezielt für die psychiatrische und 
psychotherapeutische Versorgung geflüchteter Menschen eingesetzt. So wird eine 
fachärztliche Stelle (Psychiatrie) bei Refugio e.V. bezuschusst (im Jahr 2026: 111.000€), 
welche für psychiatrische Konsile innerhalb der Einrichtung, Stellungnahmen und ärztliche 
Gutachten, Diagnosegespräche und Kriseninterventionen zuständig ist. Darüber hinaus wurde 
das Mental Health Center Ukraine von Refugio e.V. in die Regelförderung des GSR 
aufgenommen (Förderung im Jahr 2026 i.H.v. 341.100€). Das Mental Health Center Ukraine 
bietet sowohl niederschwellige als auch längerfristige psychotherapeutische Angebote sowie 
bei Bedarf fachärztliche Diagnostik für Personen aus der Ukraine sowie bei freien Kapazitäten 
aus anderen Herkunftsländern an. 
  
Um Sprachbarrieren in der Gesundheitsversorgung abzubauen, finanziert das GSR für 
vulnerable Zielgruppen Dolmetschereinsätze in ärztlichen Praxen und Kliniken in München. 
Dieses Angebot kann auch von ambulanten psychiatrischen Arztpraxen sowie den 
Psychiatrischen Institutsambulanzen (PIA) in Anspruch genommen werden. Zusätzlich fördert 
das GSR Angebote, die neu Zugewanderte darin unterstützen, das deutsche 
Gesundheitssystem besser zu verstehen und nutzen zu können (beispielsweise das 
Gesundheitsprojekt „MiMi – Mit Migranten für Migranten“). 
  
Wie dargestellt ist die psychiatrische Versorgung von Personen mit Migrationsbiografie und 
insbesondere von geflüchteten Personen mit Status als Asylbewerber*innen unbefriedigend 
sowie die Situation um die Erstellung fachärztlicher Stellungnahmen im Rahmen von 
Asylverfahren aufgrund der bestehenden gesetzlichen Regelungen unzureichend. Das GSR 
plant deshalb einen Runden Tisch unter Beteiligung der relevanten Akteure, um zumindest die 
vorhandenen Ressourcen in diesem Feld bestmöglich zu nutzen und zu vernetzen und 
realistische Verbesserungen zu prüfen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Beatrix Zurek 
berufsmäßige Stadträtin  
--- 
Landeshauptstadt München, Gesundheitsreferat (GSR) 
Gesundheitsplanung, GSR-GP 
Bayerstr. 28a, 80335 München 
 


